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Praktische Bedeutung der Fortbestands-
prognose für die Organe von Krisenunter-
nehmen
Das Insolvenzrecht und die einschlägige Rechtsprechung haben in den letzten Jahren die rechtli-
che Problemstellung, wann ein Krisenunternehmen weitergeführt werden darf, neu definiert. Da-
bei wurde dem Begriff der Fortbestandsprognose (gelegentlich auch „Fortbestehensprognose“ 
bezeichnet) eine immens große Bedeutung zuerkannt. Vor einem Insolvenzantrag wegen Über-
schuldung (nicht bei Zahlungsunfähigkeit!) ist eine Einschätzung über die Überlebensfähigkeit 
eines Unternehmens zu treffen. Diese Einschätzung wird in einer Fortbestandsprognose getroffen.

1.	P rüfung von Insolvenzgründen

Die Insolvenzordnung (IO) sieht grund­
sätzlich zwei Insolvenztatbestände vor, die eine 
Anmeldung eines Insolvenzverfahrens notwen­
dig machen: die Zahlungsunfähigkeit und – für 
juristische Personen und eingetragene Perso­
nengesellschaften, deren unbeschränkt haften­
der Gesellschafter keine natürliche Person ist 
(zB GmbH & Co KG oder AG & Co KG) – die 
(insolvenzrechtliche) Überschuldung (vgl §§ 66 
und 67 IO).

Die Frage nach einer eventuellen Zahlungs­
unfähigkeit eines Unternehmens muss man sich 
stellen, wenn die verfügbaren liquiden Mittel 
nicht ausreichen, um alle fälligen Verbindlich­
keiten vollständig zu bedienen. Eine Liquidi­
tätsprognose kann Aufschluss darüber geben, 
ob ein Unternehmen künftig wieder in der 
Lage sein wird, alle fälligen Verbindlichkeiten 
zu begleichen und zu einer fristgerechten Zah­
lungsweise zurückzukehren.(1) Sind die dafür 
notwendigen Mittel überwiegend wahrschein­
lich(2) und wird die bestehende Illiquidität bin­
nen 60 Tagen beseitigt,(3) kann von einer bloß 
vorübergehenden Zahlungsstockung(4) ausge­
gangen werden.

Als Sonderfall gilt die drohende Zahlungs­
unfähigkeit: Sind zwar noch alle fälligen Ver­
bindlichkeiten durch die momentan verfügba­
ren liquiden Mittel gedeckt, können aber nicht 
alle künftig fällig werdenden Verbindlichkeiten 
beglichen werden, kann der Schuldner ein Sa­
nierungsverfahren beantragen (vgl § 167 IO).

Dagegen wird das Vorliegen einer insolven­
zrechtlichen Überschuldung bei anhaltenden 

Krisenanzeichen zu prüfen sein. Werden über 
einen längeren Zeitraum Absatz- bzw Umsatz­
rückgänge verzeichnet und Verluste erwirt­
schaftet, kann man dies als konkrete Anhalts­
punkte verstehen, die den Fortbestand eines 
Unternehmens als zweifelhaft erscheinen las­
sen.(5) Dies trifft speziell dann zu, wenn
yy durch negatives Eigenkapital in der Bilanz 

eine Erläuterungspflicht im Anhang des Jah­
resabschlusses besteht (§ 225 Abs 1 UGB),

yy die Bilanz den Verlust des halben Grund- 
oder Stammkapitals im Jahresabschluss auf­
weist oder

yy Reorganisationsbedarf im Sinne des § 22 
Abs 1 Unternehmensreorganisationsgesetz 
(URG) vorliegt.(6)

2.	 Die insolvenzrechtliche 
Überschuldung

Es gibt keine Begriffsdefinition der Über­
schuldung im österreichischen Recht. Seit der 
Grundsatzentscheidung vom 3. 12. 1986, 1 Ob 
655/86, vertritt der OGH in ständiger Recht­
sprechung den zweiseitigen Überschuldungs­
begriff.

Demnach hat man sich der Frage nach der 
insolvenzrechtlichen Überschuldung zunächst 
mit der Ermittlung eines Vermögensstatus zu 
widmen, in dem Aktiva und Passiva zu Liquida­
tionswerten gegenübergestellt werden. Dadurch 
werden stille Reserven ebenso aufgedeckt wie 
stille Lasten und eventuelle Überbewertungen 
der Aktiva. Auf der Passivseite werden Even­
tualverbindlichkeiten, latente Schulden und 
Verbindlichkeiten, die bei Liquidation des Un­

Andreas Zederbauer/Martin Riedl

Mag. Andreas Zederbauer  
und Martin Riedl sind 

Geschäftsführer einer auf 
die Beratung von Kun­

den in Krisensituationen 
spezialisierten Unterneh­
mensberatung und haben 
jüngst eine Tochtergesell­
schaft gegründet, die sich 

ausschließlich mit der 
Erstellung von Fortbestands­

prognosen beschäftigt.

(1)	 Vgl Karollus/Huemer, Die Fortbestehensprognose im Rahmen der Überschuldungsprüfung2 (2006) 23.
(2)	 Vgl Rechberger/Thurner, Insolvenzrecht2 (2004) § 22 URG Rz 62.
(3)	 Vgl Dellinger in Dellinger/Mohr, EKEG (2004) § 2 Rz 5; Fritz/Schauer, Sanierung einer GmbH (SWK-Spezial, 

September 2009) 95.
(4)	 Vgl Dellinger in Dellinger/Mohr, EKEG, § 2 Rz 5.
(5)	 Vgl Karollus/Huemer, Fortbestehensprognose2, 131.
(6)	 Vgl Karollus/Huemer, Fortbestehensprognose2, 131 f.
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ternehmens entstehen würden, in die Gegen­
überstellung aufgenommen. Zur Dokumentation 
der Wertansätze im Vermögensstatus wird es zu 
empfehlen sein, aktuelle Bewertungsgutachten 
zu Zeit- und Liquidationswerten beizubringen.

3.	 Die Fortbestandsprognose

Wird bei der Erstellung des Vermögens­
status eine rechnerische Überschuldung fest­
gestellt, ist die Einschätzung der zukünftigen 
Zahlungs- und Überlebensfähigkeit durch eine 
Fortbestandsprognose zu treffen.

Die wesentlichen Inhalte einer Fortbe­
standsprognose wurden von der Kammer der 
Wirtschaftstreuhänder, der Wirtschaftskammer 
Österreich und der KMU Forschung Austria 
gemeinsam im „Leitfaden Fortbestehenspro­
gnose“ aus dem Jahre 2006 zusammengefasst. 
Wenngleich dieser Leitfaden noch Querverwei­
se zu der vor dem IRÄG 2010(7) liegenden ge­
setzlichen Norm – der Konkursordnung (KO) 
– enthält, stellt dieser die herrschende Meinung 
über Aufbau und Inhalt einer Fortbestandspro­
gnose dar. Eine neu überarbeitete Fassung soll 
Ende des Jahres fertiggestellt werden, wodurch 
die formalen und inhaltlichen Ansprüche an 
eine Fortbestandsprognose voraussichtlich 
weitgehend unberührt bleiben werden.

Die wichtigste Erkenntnis bei der Entwick­
lung einer Fortbestandsprognose sollte darin 
liegen, dass diese für niemanden wichtiger ist 
als für das betroffene Unternehmen und des­
sen Organe. Schließlich soll der Fortbestand 
des Unternehmens gewährleistet werden und 
im Ernstfall eine Schutzfunktion vor Haftungen 
wegen schuldhafter Verzögerung eines Insol­
venzantrags für die Organe des Unternehmens 
vorhanden sein. Deshalb ist es in einer solchen 
Situation auch unumgänglich, der Erstellung 
der Fortbestandsprognose die entsprechende 
Priorität einzuräumen.

Ein nachhaltiges Sanierungskonzept ist das 
tragende Element einer Fortbestandsprognose. 
Für dessen Entwicklung ist es zuerst erforder­
lich, das Krisenstadium und die Krisenursachen 
zu analysieren. Das Sanierungskonzept muss 
letztendlich die Behebung der Krisenursachen 
aufzeigen können. Dazu ist es notwendig, sich 
mit unangenehmen Fragen zur Vergangenheit 
des Unternehmens zu beschäftigen und einen 
Maßnahmenplan zur Behebung der Krisenur­
sachen vorlegen zu können. Dabei ist zwischen 
ertrags- und finanzwirtschaftlichen sowie stra­
tegischen und organisatorischen Maßnahmen 
zu unterscheiden.

Aus dem Sanierungskonzept werden Plan­
rechnungen erstellt. Diese gliedern sich in 
Primär- und Sekundärprognose. Die Primär­
prognose, basierend auf einer kurz- bzw mittel­
fristigen, detaillierten Liquiditätsplanung, muss 
– eventuell mittels ergänzender Finanzierungs­
maßnahmen – ergeben, dass die Zahlungsfä­
higkeit jederzeit aufrechterhalten werden kann. 
Die Sekundärprognose basiert auf einer Bilanz- 
und Gewinn-und-Verlust-Rechungs-Planung 
für einen Zeitraum von zwei bis drei Jahren. Sie 
soll zeigen, dass durch ertragswirtschaftliche, 
strategische und organisatorische Maßnahmen 
die Ertragskraft wiederhergestellt werden kann.

4.	 Finanzierung in der Krise

Mittlerweilen sind es oftmals Banken, die 
eine positive Fortbestandsprognose für eine 
weitere Finanzierung eines Unternehmens in 
der Krisensituation verlangen. Gerade jene 
Institute, die Krisenunternehmen mit Konto­
korrentrahmen finanzieren, kommen im Insol­
venzfall ihrer Kunden eventuell in starke Be­
drängnis. Neben dem Ausfallsrisiko gehen sie 
auch noch zusätzlich das Risiko einer Anfech­
tungsklage ein. Hier geht es im Ernstfall zwi­
schen Bank und Masseverwalter vor allem um 
die Streitfrage: Wann wurde ein Unternehmen 
tatsächlich insolvent und wann hätte die Bank 

(7)	 Insolvenzrechtsänderungsgesetz 2010, BGBl I 2010/29.
(8)	 Vgl Leitfaden Fortbestehensprognose (2006) 6, online abrufbar unter http://www.uibk.ac.at/unternehmens 

recht/finanzrecht/lv/unterlagen-walder/fortbestehensprognose.pdf.

Die Erstellung einer 
Fortbestandsprognose 
für die Weiterführung 
eines Unternehmens 
ist komplex und die 
Anforderungen an eine 
Fortbestandsprognose 
sind in den vergange-
nen Jahren aufgrund 
der einschlägigen Judi-
katur stark gestiegen.

Abbildung 1: Wesentliche Inhalte einer Fort­
bestandsprognose(8)
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davon wissen müssen? Daher werden Banken 
bei der Finanzierung in Unternehmenskrisen 
vorsichtiger und werden im Zweifelsfall eine 
Fortbestandsprognose verlangen. Zusätzlich 
werden aufgrund des hohen Ausfallsrisikos zu­
sätzliche Sicherheiten eingefordert werden.

Dabei ist auch zu beachten, dass Ausweitun­
gen bestehender oder neu aufgenommene Kre­
dite in der Krise – egal, ob sie von den Eigen­
tümern oder durch andere Kreditgeber unter 
Abgabe von Sicherheiten durch die Eigentümer 
gewährt werden – dem Eigenkapitalersatz-
Gesetz (EKEG) unterliegen können. Für Kredi­
te, die gemäß EKEG Eigenkapitalersatz darstel­
len, gilt ein Rückzahlungsverbot, solange sich 
das Unternehmen noch innerhalb der Krisen­
definition (bestehende Zahlungsunfähigkeit, 
bestehende insolvenzrechtliche Überschuldung 
oder bestehender Reorganisationsbedarf; vgl 
§ 2 EKEG) befindet. Ausgenommen sind ledig­
lich Kredite, die als Überbrückung für maximal 
60 Tage gewährt werden,(9) um die Zahlungs­
fähigkeit zu erhalten, und Kredite von während 
der Krise neu hinzugekommenen Gesellschaf­
tern (vgl § 13 EKEG).

5.	P ositive Fortbestandsprognose 
und Tauglichkeit

Eine Fortbestandsprognose ist dann positiv, 
wenn die Planrechnungen ergeben, dass zu je­
der Zeit während der Sanierung die Zahlungsfä­
higkeit des Unternehmens erhalten werden und 
die Ertragskraft wiederhergestellt werden kann 
und von überwiegender Eintrittswahrschein­
lichkeit (über 50 %) ausgegangen werden darf. 
Andernfalls würde die Fortbestandsprognose 
ungünstig und es wäre ein Insolvenzverfahren 
zu beantragen.

Sind im Sanierungskonzept Maßnahmen 
definiert, die zur Sanierung des Unterneh­
mens nicht geeignet sind, stehen bestimmten 
Maßnahmen subjektive Interessen von Eigen­
tümern, Kreditgebern, sonstigen Gläubigern 
entgegen oder wurden bei den unterstellten 
Prämissen und den Planrechnungen Kalkula­
tionsfehler begangen, würde das Sanierungs­
konzept als offenkundig untauglich betrachtet. 
Dies führt für alle Beteiligten, die auf Basis die­
ser Fortbestandsprognose die Unternehmens­
fortführung betrieben oder unterstützt haben, 
zu den gleichen rechtlichen Konsequenzen, als 
hätte es von vornherein nie eine positive Fort­
bestandsprognose gegeben. Gerade hinsichtlich 
der Haftungen für entstandene Quotenschäden 
für die Organe einer Gesellschaft eine unange­
nehme Folgewirkung.

6.	B eständigkeit der Fortbestands-
prognose

Ein Unternehmen, das einmal eine positive 
Fortbestandsprognose erstellt hat, hat die Krise 
noch nicht überstanden. Die geplanten Maß­
nahmen des Sanierungskonzepts müssen umge­
setzt und die tatsächlichen Effekte daraus über­
wacht werden. Gegebenenfalls sind ergänzende 
Maßnahmen neu zu planen und umzusetzen.

Dies muss durch laufende Soll-Ist-Verglei­
che und Abweichungsanalysen gewährleistet 
werden, um eine einmal erstellte positive Fort­
bestandsprognose und die damit verbundene 
rechtliche Schutzfunktion sicher aufrechterhal­
ten zu können. Daher ist auch bei jeder Prüfung 
die Eintrittswahrscheinlichkeit neu zu ermitteln. 
Dabei kann auch aus einer ursprünglich positi­
ven Fortbestandsprognose eine ungünstige Fort­
bestandsprognose werden. In dieser Situation 
bleibt die Schutzfunktion der ursprünglich posi­
tiven Fortbestandsprognose für jenen Zeitraum 
aufrecht, in dem die Eintrittswahrscheinlichkeit 
noch überwiegend angenommen werden konn­
te. Daher ist nach Erkennen der Tatsache, dass 
die Fortbestandsprognose nicht gehalten werden 
kann, ein Insolvenzantrag zu stellen.

Erst wenn für das Unternehmen nach 
Wiedererlangung der Ertragskraft durch die 
wieder erwirtschafteten Gewinne die Voraus­
setzungen für die Notwendigkeit einer Fortbe­
standsprognose wegfallen (keine rechnerische 
Überschuldung im Vermögensstatus bzw kom­
pletter Wegfall der Notwendigkeit der Über­
schuldungsprüfung), ist das Ziel erreicht und 
das Unternehmen hat die Krise überwunden.

7.	Z usammenfassung

Die Erstellung einer Fortbestandsprognose 
für die Weiterführung eines Unternehmens ist 
komplex und die Anforderungen an eine Fort­
bestandsprognose sind in den vergangenen Jah­
ren aufgrund der einschlägigen Judikatur stark 
gestiegen. Damit wird jedoch das Ziel verfolgt, 
die Fortbestandsprognose nicht lediglich zur 
einmaligen Pflichtaufgabe für Unternehmen 
werden zu lassen, um ein gesetzliches Erfor­
dernis zu decken. Sie soll tatsächlich die letzte 
Chance zur Aufarbeitung von Krisenursachen 
und zur Ergreifung von Gegenmaßnahmen 
darstellen. Scheitern ist erlaubt, solange man 
es sich rechtzeitig eingesteht und Maßnahmen 
setzt, um andere nicht auch zu schädigen. Die 
Einhaltung der Anforderungen an eine Fortbe­
standsprognose ist der Schutz vor rechtlichen 
Risiken für die Organe und beteiligten Kapital­
geber eines Krisenunternehmens.

Die Einhaltung der 
Anforderungen an eine 
Fortbestandsprognose 

ist der Schutz vor recht-
lichen Risiken für die 

Organe und beteiligten 
Kapitalgeber eines 

Krisenunternehmens.

(9)	 Vgl Dellinger in Dellinger/Mohr, EKEG, § 3 Rz 5 und 7.
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